
Auf der I. Parteikonferenz der SED im Januar 1949 
führte der Genosse Otto Grotewohl zur Einführung der 
Kandidatenzeit folgendes aus:

„Um die führende Rolle der Partei sicherzustellen und die 
Partei vor Schwankungen und vor dem Eindringen fremder 
Elemente zu bewahren, ist es angebracht, neue Mitglieder nicht 
unmittelbar in die Partei einzureihen, sondern sie zunächst als 
Kandidaten für die Mitgliedschaft in der Partei aufzunehmen.'*

Mit der Einführung der Kandidatenzeit sollte zugleich 
die soziale Zusammensetzung unserer Partei verbessert 
werden. Es ist klar, daß im wesentlichen diese Maßnahme 
richtig war und sich die soziale Zusammensetzung der 
Partei besserte. Das zeigt sich darin, daß die meisten der 
Kandidaten aus der Industrie und Landwirtschaft hervor­
gingen, von denen ein Teil als Aktivisten ausgezeichnet 
wurde.

Trotz aller bisher erzielten Erfolge traten aber noch 
starke Schwächen und Mängel auf, die erstens in der 
Arbeit der Partei zur Gewinnung neuer Kandidaten und 
zweitens in der Arbeit der Grundorganisationen mit den 
Kandidaten zum Ausdruck kamen.

niedriger sind, aber doch Anlaß zum Nachdenken geben 
müßten. Es ist offensichtlich, daß in diesen Fällen die Bürgen 
und die Parteileitungen keine sorgfältige Prüfung der Kandi­
daten Vornahmen. Aber gerade den Kandidaten müssen die 
Parteileitungen alle Aufmerksamkeit schenken, denn aus 
ihnen sollen ja die neuen Kräfte für unsere Partei heran­
wachsen.

Die Richtlinie des Politbüros der SED sieht die einjäh­
rige Kandidatenzeit für Arbeiter und für alle anderen 
Schichten eine zweijährige Kandidatenzeit vor. Nachdem 
im März 1949 die Kandidatenzeit für unsere Partei ein­
geführt worden war, hätte also nach Ablauf der einjäh­
rigen Kandidatenzeit von März bis Juni 1950 ein großer 
Prozentsatz der Kandidaten aus Arbeiterkreisen als Mit­
glieder bestätigt werden müssen. Die Praxis läßt jedoch er­
kennen, wie wenig sich nicht nur die Grundorganisationen, 
sondern auch die Kreis- und Landesleitungen mit diesem 
Problem befaßt haben. So sind nur 13,7 Prozent der bis 
Juni 1949 aufgenommenen Arbeiter als Mitglieder bestätigt 
worden. Dieser Prozentsatz ist entschieden zu gering und 
muß jetzt Gegenstand ernsthafter Beratungen in allen 
Parteileitungen sein.

Genosse Shdanow sagte auf dem XVIII. Parteitag der 
KPdSU (B) im März 1939 bei der Begründung zur Abände­
rung des Statutes der KPdSU (B):

„Die gegenwärtig übliche Art und Weise, wie diese Kandi­
datenzeit durchgemacht wird, hat sehr große Mängel aufzu­
weisen. Der größte Mangel ist, daß viele Parteiorganisationen 
mit den Kandidaten völlig ungenügend arbeiten, wodurch so­
genannte „ewige" Kandidaten entstehen, die dazu verurteilt 
werden, sechs, sieben, acht und mehr Jahre Kandidat zu 
bleiben."

Wenn auch auf Grund der damaligen Verhältnisse in 
der KPdSU (B) eine andere Regelung der Kandidatenzeit 
als bei uns zur Anwendung gelangte, so haben die Aus­
führungen des Genossen Shdanow auch für unsere Partei 
— wie die oben angeführten Beispiele beweisen — ihre 
Gültigkeit.

Bei der Aufnahme der Kandidaten als Mitglieder darf 
man aber nicht auf den Fehler verfallen, wie es zum Bei-

Es muß festgestellt werden, daß eine q u a l i f i z i e r t e  
i n d i v i d u e l l e  Werbung der fortschrittlichsten Arbeiter 
aus Industrie und Landwirtschaft sowie von Angehörigen 
der Intelligenz für die Partei noch nicht überall durch­
geführt wird. Oftmals ist es so, daß sich die Parteileitun­
gen gar nicht um diese Menschen bemühen, sondern es 
dem Zufall überlassen, ob sie die Aufnahme in die Partei 
beantragen oder nicht.

Aber selbst dann, wenn diese Menschen der Partei an­
gehören, bleiben sie sich selbst überlassen und werden 
nicht in die aktive Partei­
arbeit einbezogen. Die Grund­
organisationen und ihre Lei­
tungen helfen den Kandida­
ten ganz ungenügend oder 
gar nicht, sich mit den Grund­
lagen, den Zielen und dem 
Statut unserer Partei ver­
traut zu machen. Hier liegen 
auch die Ursachen dafür, 
warum ein — wenn auch ge­
ringfügiger — Prozentsatz 
der Kandidaten während der 
Kandidatenzeit seinen Aus­
tritt aus der Partei erklärte.

Ebenso ernst sind die 
A u s s c h l ü s s e  von Kan­
didaten aus der Partei zu 
bewerten, die zwar noch

spiel unsere Kreisleitung in Hildburghausen getan hat, die 
Rundschreiben an die Kandidaten verschickte und diese 
aufforderte, die Mitgliedschaft in der Partei zu beantragen.

Diese Maßnahme anwenden heißt formal-bürokratisch 
an das Problem heranzugehen. Die Parteileitungen sollten 
vielmehr die Kandidaten zu bewußten Parteiarbeitern er­
ziehen, damit diese von s e l b s t  die Aufnahme in die 
Partei beantragen. Dann handeln sie auch nach dem Beschluß 
des Politbüros vom 31. Januar 1950, in dem gesagt wird:

Politbüro der Partei weist alle leitenden Partei­
organe und die Mitglieder darauf hin, daß die Aufnahme der 
Kandidaten als Mitglieder der Partei eine wichtige politische Auf­
gabe ist. Jede Parteiorganisation muß ihre Pflicht darin sehen, 
die Reihen unserer marxistisch-leninistischen Partei durch die 
besten und aktivsten Menschen aus den Reihen der Arbeiterklasse 
und des werktätigen Volkes zu verstärken, um die soziale Zu­
sammensetzung der Partei zu verbessern, die Wachsamkeit zu er­
höhen und die Reihender Partei von fremden, feindlichen Elementen 
freizuhalten/*
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